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w1 Auskunftsrecht:

" NP, keine Moglichkeit, durch

s Auskunftsersuchen eine

B¢ Anzeige, die vertraulich

I behandelt werden sollte, zu
8 erhalten.

Die DSB hat am 18.04.2019 (DSB-D122.913/0001-DSB/2019) zur
Frage eines Auskunftsersuchens entschieden. Der Auskunftswerber
wollte Auskunft Gber den Inhalt einer vertraulich zu behandelnden
Anzeige bei einer Verwaltungsbehorde.

Der Sachverhalt

Der Beschwerdefiihrer war bereits im Jahr 2017 mit einer Anzeige wegen
mangelhafter Elektroinstallationen konfrontiert. Der Anzeigenleger hat um
vertrauliche Behandlung seiner Anzeige ersucht. Das Verfahren wurde von der
zustandigen Behorde nach Ermittlungen eingestellt.

Im Rahmen des Verwaltungsverfahrens hat der Beschwerdefihrer nach Einstellung
des Verfahrens Einsicht genommen, aber diejenigen Aktenteile, die den Namen des
Anzeigenlegers enthalten haben, waren gem. § 17 Abs 3 AVG von der Einsicht
ausgenommen, und wurden dem Beschwerdefihrer daher nicht Gbermittelt.

Der Beschwerdefiihrer hat daher den Namen oder sonstige personenbezogene Daten
des Anzeigenlegers nicht erfahren, obwohl er am 14.5.2017 den gesamten Akt per
Post erhalten hat.

Er wandte sich daher — vor Geltungsbeginn der DSGVO — mit Beschwerde vom
27.4.2018 an die DSB, die das Verfahren nach der DSGVO fortgefiihrt hat.
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https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=46f7c23e-cc46-4c29-80ee-06f95fdc4e36&Position=1&Abfrage=Dsk&Entscheidungsart=Undefined&Organ=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=&VonDatum=01.01.1990&BisDatum=01.09.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=EinerWoche&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=DSBT_20190418_DSB_D122_913_0001_DSB_2019_00
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=dce12e7c-c670-4058-bc7d-e5648ef5c364&Position=1&Abfrage=Bundesnormen&Kundmachungsorgan=&Index=&Titel=AVG&Gesetzesnummer=&VonArtikel=&BisArtikel=&VonParagraf=17&BisParagraf=&VonAnlage=&BisAnlage=&Typ=&Kundmachungsnummer=&Unterzeichnungsdatum=&FassungVom=01.09.2019&VonInkrafttretedatum=&BisInkrafttretedatum=&VonAusserkrafttretedatum=&BisAusserkrafttretedatum=&NormabschnittnummerKombination=Und&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=NOR40148215
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Die Entscheidung

Gegenuberstellung der anwendbaren Bestimmungen

Die DSB stellt § 17 AVG und Art 15 DSGVO gegeniber, wobei insbes. § 17 Abs 3 AVG
im Bescheid zitiert wird, wonach Aktenbestandteile von der Akteneinsicht
ausgenommen sind, insoweit deren Einsichtnahme eine Schadigung berechtigter
Interessen einer Partei oder dritter Personen oder eine Gefdahrdung der Aufgaben
der Behdrde herbeifithren oder den Zweck des Verfahrens beeintrachtigen wiirde.

Der Beschwerdefiihrer argumentiert, dass ihm eine Kopie der E-Mail-Anzeige des
Anzeigenlegers (samt Fotos) nicht zur Verfiigung gestellt wurde, und daher eine
unvollstandige Auskunft vorliegt.

Rechtsprechung zu § 26 DSG 2000 und Aktenbestandteilen

Die DSB verweist darauf, dass nach der bisherigen Rechtsprechung eine Kopie von
konkreten Aktenbestandteilen grundsatzlich nicht zusteht. (vgl. DSK-Bescheid, GZ
K120.810/005-DSK/2001, DSK-Bescheide, GZ K121.803/0008-DSK/2012, GZ
K121.340/0006-DSK/2008, DSB-Bescheide GZ DSB-D122.299/0003-DSB/2015, GZ
DSB-D122.215/0004-DSB/2014).

»Zum einen wurde dies damit begriindet, dass § 26 Abs. 1 DSG 2000 und die
Verfassungsbestimmung des § 1 Abs. 3 Z 1 DSG 2000 auf personenbezogene Daten
eines Betroffenen beschrankt sind, die zur automationsunterstiitzten Verarbeitung
oder zur Verarbeitung in manuellen Dateien (etwa Karteisystemen) bestimmt sind.

Zum anderen bestand - gestiitzt auf die zitierte Verfassungsbestimmung und § 26 Abs. 1 DSG
2000 - weder ein Recht auf Auskunft iiber Daten Dritter, noch ein durchsetzbares Recht auf
Erhalt von Urkundenkopien.”

Art 15 DSGVO & Akten und Aktensammlungen bzw. deren Inhalten
Im konkreten Fall ist Art. 15 DSGVO (,,Auskunftsrecht der betroffenen Person”)
maldgeblich.

,Die DSGVO selbst erwdhnt Akten und Aktensammlungen (noch davon
ausgehend, dass es sich um Papierakten handelt) in ErwGr. 15 letzter Satz,
wobei diese Papierakten lediglich dann nicht unter die DSGVO fallen sollen,
wenn das Kriterium des Dateisystems nicht erfiillt ist, somit eine Ordnung nach
bestimmten Kriterien (sohin zumindest zwei Kriterien) nicht vorhanden ist.
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E contrario ist zu schlief3en, dass auf elektronische Akten — wie sie unter
anderem auch die Beschwerdegegnerin verwendet — jedenfalls die DSGVO
anwendbar ist.”

Die DSB verweist explizit auf ErwGr. 63 2. Satz DSGVO. In diesem Erwagungsgrund ist
erwahnt, dass auch der Inhalt von Akten grundsatzlich vom Auskunftsrecht umfasst

ist, sich dies aber auf die ,,eigenen” personenbezogenen Daten bezieht (arg. ,Dies
schliefst das Recht betroffener Personen auf Auskunft iiber ihre eigenen gesundheitsbezogenen

Daten ein, etwa Daten in ihren Patientenakten, die Informationen wie beispielsweise Diagnosen,
Untersuchungsergebnisse, Befunde der behandelnden Arzte und Angaben zu Behandlungen oder

Eingriffen enthalten®).

Recht auf Kopie
Art. 15 Abs. 3 DSGVO verpflichtet den Verantwortlichen einer auskunftsersuchenden
Person eine Kopie der personenbezogenen Daten zur Verfligung stellt.

Beschrankungen des Auskunftsrechts

Art 15 Abs. 4 DSGVO schrankt dieses Recht ein, und zwar dadurch, dass durch die
Auskunftserteilung die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeintrachtigt
werden dlrfen.

Auskunft Uber Inhalt von Urkunden und Aktenbestandteilen

L»Aus alledem ist abzuleiten, dass nunmehr mittels eines Auskunftsbegehrens
grundsdtzlich auch Auskunft iiber den Inhalt von Urkunden und
Aktenbestandteilen begehrt werden kann.”

Beschrankung auf eigene Daten
Diese Auskunft ist nach der Ansicht der DSB - wie schon bisher - auf eigene Daten
beschrankt.

Es sind daher Daten zu beauskunften und auch Urkunden (als Kopie) zur Verfiigung
zu stellen, die dem Wortlaut des Art. 15 Abs. 1 DSGVO zufolge, ,sie [dh. die
betroffene Person] betreffende personenbezogene Daten” sind.
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,Daher besteht grundsdtzlich auch weiterhin kein Recht auf Auskunft iiber die
personenbezogenen Daten Dritter, soweit im Einzelfall nicht besondere
Griinde dafiirsprechen (vgl. dazu bspw. den Bescheid vom 6. Juni 2018, GZ DSB-
D122.829/0003-DSB/2018).

Dariiber hinaus normiert Art. 15 Abs. 4 DSGVO die weitere Beschrénkung, dass
der Erhalt einer Kopie der personenbezogenen Daten jedenfalls die Rechte und
Freiheiten anderer Personen nicht beeintrdchtigen darf.

Wenn daher ein zu beauskunftendes Dokument (eine ,,Kopie“) Daten Dritter
enthdilt, ist eine Giiterabwégung durchzufiihren und sind die Daten Dritter nur
dann preiszugeben, wenn die Griinde fiir die Beauskunftung die Griinde fiir
die Geheimhaltung iiberwiegen.

Im vorliegenden Fall bestand der ausdriickliche Wunsch des Anzeigenlegers auf
vertrauliche Behandlung seiner Anzeige. Uberwiegende Griinde, die einer
Beauskunftung gegeniiber der Geheimhaltung den Vorrang geben wiirden,
wurden vom Beschwerdefiihrer nicht vorgebracht.”

Im Rahmen des Auskunftsrechtes sind daher auch Inhalt (Kopien) aufgrund des Art
15 ABs 3 DSGVO zu beauskunften, dh der auskunftswerbenden Person zur Verfligung
zu stellen.

Guterabwagung zwischen Daten Dritter und Daten der
auskunftsersuchenden Person

Wenn diese Inhalte (Kopien) Daten Dritter enthalten, dann ist vor der
Auskunftserteilung eine Guterabwagung durchzufiihren.

Die Daten dritter Personen sind nur dann offenzulegen bzw. zu Gbermitteln, wenn die
Grinde fiur die Beauskunftung die Griinde fiir die Geheimhaltung Giberwiegen. Im
entschiedenen Fall war diese Gliterabwagung mE relativ einfach, da das
Verwaltungsverfahren, dass der Anzeigenleger angestoRen hatte, eingestellt wurde,
und daher die Vertraulichkeit der Anzeige hoher wog, als das Interesse des
Beschwerdefiihrers, den Namen des Anzeigenlegers zu erhalten.

In anders gelagerten Fallen wird diese Glterabwagung wesentlich komplexer sein, zB
wenn die auskunftsersuchende Person an sich die personenbezogenen Daten der
dritten Personen (zB deren E-Mail-Adresse oder Kontaktdaten) ohnehin kennt.
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Eine Ubersicht zur deutschen Rechtsprechung zum Recht auf Kopie finden Sie bei
RA-Kollegen Tim Wybitul von Latham & Watkins auch in einem Client-Alert, wobei
auch auf das Urteil des LAG Baden-Wiirttemberg vom 20. Dezember 2018 Bezug
genommen wird, aus dem sich ergibt, dass der Verantwortliche eine Pflicht hat, die
Daten des Dritten, die von der Auskunft nicht umfasst sein dirfen, unkenntlich zu
machen, dh zu schwarzen.

Auch im dataprotect-Blog war das Recht auf Kopie (insbes. gegentliber einer Bank)
bereits Thema.
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https://www.linkedin.com/pulse/art-15-dsgvo-recht-auf-auskunft-und-kopie-tim-wybitul/
https://de.lw.com/thoughtLeadership/lw-erstes-urteilzur-reichweite-des-rechts-auf-kopie
https://www.dataprotect.at/2019/04/03/recht-auf-kopie-nach-art-15-abs-3-dsgvo/
https://www.dataprotect.at/2019/05/07/recht-auf-kopie-bank-muss-überweisungsdaten-beauskunften/

